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1 Verfahrensvermerke 

Aufstellungsbeschluss (§ 2 (1) BauGB) am 17.10.2024  

Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses (§ 2 (1) BauGB) am 24.10.2024 

Bekanntmachung der frühzeitigen Beteiligung der am 24.10.2024 
Öffentlichkeit (§ 3 (1) BauGB) 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 (1) BauGB) vom 25.10.2024 bis 27.11.2024 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und Träger vom 25.10.2024 bis 27.11.2024 

öffentlicher Belange (§ 4 (1) BauGB) 

Beschluss über Bedenken und Anregungen (§ 3 (2) BauGB) am  

Billigung des Bebauungsplanentwurfes und Beschluss über am  
öffentliche Auslegung (§ 3 (2) BauGB) 

Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung (§ 3 (2) BauGB) am  

Öffentliche Auslegung (§ 3 (2) BauGB) vom bis  

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger vom bis  

öffentlicher Belange (§ 4 (2) BauGB) 

Beschluss über Bedenken und Anregungen (§ 3 (2) BauGB) am  

Satzungsbeschluss (§ 10 (1) BauGB) am  

 

Ausfertigung: Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Planes sowie die schriftlichen Festsetzungen mit den 

hierzu ergangenen Beschlüssen des Gemeinderates der Stadt Rosenfeld übereinstimmen. 

Rosenfeld, den   

 Thomas Miller 
 Bürgermeister 

 

Genehmigung durch das Landratsamt Zollernalbkreis (§ 10 (2) BauGB) am 

Bekanntmachung und Inkrafttreten (§ 10 (3) BauGB) am  

Rosenfeld, den   

 Thomas Miller 
 Bürgermeister 
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2 Rechtsgrundlagen 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I 
2017, 3634), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (I Nr. 394) geändert 
worden ist. 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBl. I 2017, 3786), die durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (I Nr. 176) geändert 
worden ist. 

Landesbauordnung (LBO) für Baden-Württemberg in der Fassung vom 05. März 2010 (GBl. 2010, 
357, 358, ber S. 416), letzte berücksichtigte Änderung: zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 20. November 2023 (GBl. S. 422). 

Planzeichenverordnung (PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991, 58), die zuletzt durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I 1802) geändert worden ist. 

Gemeindeordnung (GemO) für Baden-Württemberg in der Fassung vom 24. Juli 2000 (GBl. 2000, 
581, ber. S. 698), letzte berücksichtigte Änderung: zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 12. November 2024 (GBl. 2024 Nr. 98). 

 

3 Planungsrechtliche Festsetzungen § 9 BauGB und §§ 1-23 BauNVO 

Die Rücknahme der nicht überbaubaren Mischgebietsfläche im räumlichen Geltungsbereich des seit 
1981 rechtskräftigen Bebauungsplans „Hofstetten II“ ist im Lageplan mit folgendem Planzeichen 
dargestellt: 

 
 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Hofstetten II, 6. Änderung und Erweiterung“ ist im La-
geplan mit folgendem Planzeichen dargestellt: 

 

Aufgrund des § 9 Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit den §§ 1 - 23 Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) sind für das Plangebiet folgende bauplanungsrechtliche Festsetzungen zum Bebauungs-
plan „Hofstetten II, 6. Änderung und Erweiterung“ getroffen worden. 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 1-11 BauNVO) 

MDW    Dörfliche Wohngebiet (§ 5a BauNVO) 

Nutzungen nach § 5a Abs. 3 BauNVO sind ausgeschlossen. 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 16-21a BauNVO) 

Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung sind entsprechend dem Planeintrag Höchst-
werte. 
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2.1 Grundflächenzahl (§ 16 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO und § 19 Abs. 2 und Abs. 4 BauNVO) 

Die Grundflächenzahl wird mit 0,6 festgesetzt. 

Ausschließlich innerhalb der Teilfläche 2 darf die zulässige Grundfläche durch die Grundflächen der 
Garagen, Stellplätzen mit ihren Zufahrten sowie Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und 
baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unter-
baut wird, bis zu 50 vom Hundert überschritten werden, höchstens jedoch bis zu einer Grundflä-
chenzahl von 0,8.  

2.2  Anzahl der Vollgeschosse (§ 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO und § 20 Abs. 1 BauNVO) 

Innerhalb der Teilfläche 1 wird die maximale Anzahl der Vollgeschosse mit I festgesetzt.  

Innerhalb der Teilfläche 2 wird die maximale Anzahl der Vollgeschosse mit I und II festgesetzt.  

2.3 Höhe der baulichen Anlagen (§ 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO und § 18 BauNVO) 

Teilfläche 1:  

Die maximal zulässige Firsthöhe für Gebäude mit gleichseitig geneigten Dachformen beträgt 8,50 m 
und die maximal zulässige Traufhöhe beträgt 4,50 m. 

Die maximal zulässige Gebäudehöhe für Gebäude mit Pultdach beträgt 7,50 m und die maximal 
zulässige Traufhöhe beträgt 4,50 m. 

Die maximal zulässige Gebäudehöhe für Gebäude mit Flachdach und Staffelgeschoss beträgt 7,0 
m. Die maximal zulässige Gebäudehöhe für Gebäude mit Flachdach ohne ein Staffelgeschoss be-
trägt 5,0 m. 

Teilfläche 2:  

Innerhalb der Teilfläche 2 sind ein Einzelhaus mit einem Vollgeschoss und ein Einzelhaus mit zwei 
Vollgeschossen zu errichten. Für das Einzelhaus mit einem Vollgeschoss gelten die Gebäudehö-
henbeschränkungen wie in Teilfläche 1.  

In Bezug auf das Einzelhaus mit zwei Vollgeschossen werden die nachfolgenden Festsetzungen 
getroffen:  

Die maximal zulässige Firsthöhe für Gebäude mit gleichseitig geneigten Dachformen beträgt 10,50 
m und die maximal zulässige Traufhöhe beträgt 6,50 m. 

Die maximal zulässige Gebäudehöhe für Gebäude mit Pultdach beträgt 8,50 m und die maximal 
zulässige Traufhöhe beträgt 6,50 m. 

Die maximal zulässige Gebäudehöhe für Gebäude mit Flachdach und Staffelgeschoss beträgt 9,0 
m. Die maximal zulässige Gebäudehöhe für Gebäude mit Flachdach ohne ein Staffelgeschoss be-
trägt 6,50 m. 

Teilfläche 1 und 2: 

Die Gebäude- bzw. Firsthöhe bemisst sich von der Erdgeschossrohfußbodenhöhe (EFH) in Meter 
über Normalhöhennull (m ü. NHN) bis zum höchsten äußeren Punkt des Daches.  

Die Traufhöhe bemisst sich von der EFH und ergibt sich als Schnittpunkt aus der Fassade und der 
Dachhaut. Bei Flachdächern ist die Oberkante der Attika maßgeblich. 

Für Anlagen zur solaren Energiegewinnung, für technische Aufbauten zur Be- und Entlüftung ebenso 
für Heizanlagen inkl. Schornstein und Funksendeanlagen ist eine Überschreitung der maximal zu-
lässigen First- bzw. Gebäudehöhe zulässig. 
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Die EFH ist der Planzeichnung zu entnehmen und kann ausnahmsweise um bis zu 0,50 m über-
schritten werden.  

Eine Unterschreitung der EFH ist zulässig. 

3. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 22 BauNVO) 

Es ist eine offene Bauweise festgesetzt. 

4. Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 und 3 BauGB und § 23 Abs. 3 BauNVO) 

Die überbaubaren Grundstücksflächen nach § 23 Abs. 3 BauNVO werden entsprechend den Eintra-
gungen in der Planzeichnung als Baugrenzen festgesetzt.  

5. Zulässige Zahl der Wohneinheiten (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

Innerhalb der Teilfläche 2 ist ein Einzelhaus mit mindestens 4 Wohnungen und ein Einzelhaus mit 
mindestens einer Wohnung zu realisieren.  

6. Verkehrsflächen und Anschluss von Flächen an die Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr.  
           11 BauGB) 

Die öffentlichen Verkehrsflächen und die Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung „Private 
Zufahrt zu den Baugrundstücken“ ergeben sich aus der Darstellung in der Planzeichnung und sind 
entsprechend anzulegen. 

Das entlang der K 7131 festgesetzte Zu- und Abfahrtsverbot ist einzuhalten.  

7. Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB und § 12 BauNVO) 

Garagen sowie überdachte Stellplätze wie Carports und nicht überdachte Stellplätze sind auch in 
den nicht überbaubaren Flächen zugelassen.  

Bei Senkrechtstellung der überdachten Stellplätze zur öffentlichen Straße ist ein Stauraum von min-
destens 5,50 m von der Außenkante der öffentlichen Verkehrsflächen einzuhalten.  

Bei Parallelstellung der überdachten Stellplätze zur öffentlichen Straße ist ein Abstand von mindes-
tens 0,50 m Länge zur öffentlichen Verkehrsfläche einzuhalten. 

Nicht überdachte Stellplätze sind im Rahmen der Bestimmungen des § 23 Abs. 5 BauNVO zusätzlich 
in direktem Anschluss an die öffentlichen Verkehrsflächen zulässig. 

8. Von der Bebauung freizuhaltende Flächen und ihre Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB und 
Abs. 6 BauGB) 

Innerhalb des Geltungsbereichs sind private Zufahrten so anzulegen, dass ausreichende Sichtver-
hältnisse in den Verkehrsraum gegeben sind.  

Es ist eine Anbauverbotszone festgesetzt, welche der Planzeichnung zu entnehmen ist. Im Bereich 
von 15 m ab Fahrbahngrenze der Kreisstraße K 7131 sind Nebenanlagen im Sinne des § 14 
BauNVO, Garagen und überdachte Stellplätze gemäß § 12 BauNVO sowie Gebäude nicht zulässig. 
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9.  Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB und § 14 BauNVO) 

Nebenanlagen im Sinne von § 14 BauNVO dürfen innerhalb und außerhalb der überbaubaren Flä-
chen errichtet werden. Ausgenommen hiervon ist die Anbauverbotszone entlang der K 7131. 

10.  Leitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB) 

Leitungen sind unterirdisch zu verlegen. 

Versorgungseinrichtungen wie z.B. Kabelverteilerschächte und -schränke, die für die Stromversor-
gung notwendig werden, sind auf den nicht überbaubaren Flächen und entlang von öffentlichen 
Straßen und Wegen auf den privaten Grundstücksflächen in einem Geländestreifen von 0,50 m 
Breite zu dulden. 

11.  Leitungsrechte (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

Für die innerhalb des Geltungsbereichs verlaufenden Wasserverbindungsleitung Leidringen - Täbin-
gen sind auf Privatgrundstücken Leitungsrechte mit einem Schutzstreifen von 3,0 m, jeweils von der 
Leitungsmitte gemessen, festgesetzt. 

Nutzungen und bauliche Anlagen innerhalb der mit Leitungsrecht bezeichneten Flächen sind nur 
nach Prüfung und Zustimmung der Leitungsbetreiber zulässig. 

12. Beseitigung des Niederschlagswassers (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB) 

Das häusliche Schmutzwasser ist getrennt vom Niederschlagswasser dem öffentlichen Mischwas-
serkanal zuzuführen. 

Das anfallende unbelastete und unverschmutzte Niederschlagswasser von Dach- und Bodenflächen 
der Gebäude, Garagen und der gering frequentierten Verkehrsflächen ist auf dem Grundstück zur 
Versickerung zu bringen. Eine Versickerung darf nur über eine mindestens 30 cm mächtige bewach-
sene Bodenschicht erfolgen. Das Niederschlagswasser kann auch nach den gesetzlichen Bestim-
mungen genutzt werden. 

Ist eine Versickerung nicht möglich, ist das Niederschlagswasser ausnahmsweise kontrolliert und 
verzögert in den Mischwasserkanal einzuleiten. Die Höhe des Drosselabflusswertes sowie das er-
forderliche Retentionsvolumen sind im Rahmen des Baugesuchs zu ermitteln und mit der Genehmi-
gungsbehörde abzustimmen. Die Gründe sind auf Ebene des Baugesuchs nachzuweisen.  

13. Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umweltein-
wirkungen (Lärm) § 9 Abs.1 Nr. 24 BauGB 

Überschreitungen der Immissionsrichtwerte der TA-Lärm im dörflichen Wohngebiet (MDW) sind 
sicher auszuschließen. Für dörfliche Wohngebiete gelten 57 dB(A) tags und 42 dB(A) nachts.  

14. Pflanzgebote und Pflanzbindungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

Die Bepflanzungen sind spätestens in der ersten Pflanzperiode durchzuführen, die nach Fertigstel-
lung der Bebauung folgt. Alle Neupflanzungen sind ordnungsgemäß zu pflegen und dauerhaft zu 
unterhalten. Pflanzausfälle sind in der gleichen Qualität zu ersetzen.  
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PFLANZGEBOT 1 (PFG 1): 

Allgemeines Pflanzgebot für Hausgärten 

Je 100 m² der nicht überbauten und nicht befestigten Grundstücksfläche ist mindestens ein heimi-
scher, standortgerechter Laubbaum oder ein regionaltypischer Obstbaum zu pflanzen. Bestehende 
Bäume können angerechnet werden. 

Dabei sind die Empfehlungen des Landratsamtes Zollernalbkreis zu beachten. Eine Broschüre mit 
dem Titel „Empfehlenswerte Obstsorten im Zollernalbkreis“ kann über die Internetseiten des Land-
ratsamtes Zollernalbkreis bezogen werden. 

 

 

Aufgestellt: Ausgefertigt: 

Balingen, den  Rosenfeld, den  

 

i.V. Tristan Laubenstein Thomas Miller 

Büroleitung Bürgermeister  
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4 Hinweise 

1. Photovoltaikpflicht 

Die Regelungen der Photovoltaik-Pflicht-Verordnung (PVPf-VO) des Umweltministeriums BW sind 
zu beachten. Demnach sind Neubauten von Wohn- und Nichtwohngebäuden mit Photovoltaikanla-
gen auszustatten. Zur Säuberung der Module von Photovoltaikanlagen sind Reinigungsmittel mit 
biologisch abbaubaren Tensiden zu verwenden. 

Dachflächen sollen unter Berücksichtigung notwendiger Nutzungen grundsätzlich so geplant und 
gestaltet werden, dass sich diese für eine Solarnutzung so weit wie möglich eignen. 

Gemäß § 4 Abs. 1 PVPf-VO gilt eine Dachfläche zur Solarnutzung geeignet, wenn 

1. mindestens eine ihrer Einzeldachflächen eine zusammenhängende Mindestfläche von 20 
Quadratmetern hat und eine Neigung von höchstens 20 Grad aufweist oder bei einer Nei-
gung von 20 bis 60 Grad nach Westen, Osten und allen dazwischenliegenden Himmelsrich-
tungen zur südlichen Hemisphäre ausgerichtet ist oder 

2. mindestens eine Teildachfläche dieser Einzeldachflächen eine zusammenhängende Min-
destfläche von 20 Quadratmetern aufweist, hinreichend von der Sonne beschienen, hinrei-
chend eben und keiner notwendigen Nutzung vorbehalten ist, die einer Solarnutzung entge-
gensteht. 

Die Photovoltaik-Pflicht-Verordnung gilt auch für Parkplatzflächen. Die Regelungen sind der Verord-
nung zu entnehmen. 

Besteht eine öffentlich-rechtliche Pflicht zur Dachbegrünung, so ist diese Pflicht bestmöglich mit der 
jeweiligen Pflicht zur Installation einer Photovoltaikanlage in Einklang zu bringen. 

Zur Erfüllung der Pflichten sind gemäß § 6 Verordnung des Umweltministeriums zu den Pflichten 
zur Installation von Photovoltaikanlagen auf Dach- und Flächen (Photovoltaik-Pflicht-Verordnung- 
PVPf-VO) mindestens 60 % bis 75 % der solargeeigneten Dachfläche mit Photovoltaikmodulen zu 
belegen. Abweichend hievon kann eine Photovoltaikanlage beim Neubau eines Wohngebäudes und 
bei einer grundlegenden Dachsanierung eines Gebäudes auch mit einer installierten Mindestleistung 
von 0,06 Kilowatt Peak je Quadratmeter der überbauten Grundstücksfläche installiert werden. 

Die Reflexion von Licht (tags / nachts) durch PV-Elemente kann durch Schadensbegrenzungsmaß-
nahmen, d.h. durch die Verwendung von Materialien / Anlagenbestandteilen, die dem aktuellen 
Stand der Technik entsprechend die Reflexion nachhaltig reduzieren gesichert weitgehend minimiert 
werden. 

2. Grundwasserschutz  

2.1 Allgemeine Hinweise 

Sofern durch Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser erschlossen wird, ist dies unverzüglich der 
Unteren Wasserbehörde des Landratsamtes Zollernalbkreis anzuzeigen. Für Baumaßnahmen im 
Grundwasser und für eine vorübergehende Ableitung von Grundwasser ist eine wasserrechtliche 
Erlaubnis erforderlich. Aus Gründen des vorsorgenden Grundwasserschutzes kann dauerhaften 
Grundwasserableitungen nicht zugestimmt werden. Das Grundwasser ist sowohl während des Bau-
ens als auch nach Fertigstellung des Vorhabens vor jeder Verunreinigung zu schützen (Sorgfalt 
beim Betrieb von Baumaschinen und im Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, Anwendung 
grundwasserunschädlicher Isolier-, Anstrich-, und Dichtungsmaterialien, kein Teerprodukte usw.) 
Abfälle jeglicher Art dürfen nicht in die Baugrube gelangen. 
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2.2 Niederschlagswasserbeseitigung 

Im Zuge der Bauausführung ist zu prüfen, ob eine Versickerung des Niederschlagswassers schadlos 
und mit vertretbarem Aufwand ohne nachteilige Beeinträchtigung von Nachbargrundstücken erreicht 
werden kann. 

2.3 Starkregenereignisse 

Starkregenereignisse können zu schnell ansteigenden Wasserständen und in der Folge zu einer 
Überlastung von Entwässerungsnetzen und Regenrückhaltebecken führen. Durch diese lokal auf-
tretenden Hochwasserereignisse können Schäden an Infrastruktur und Gebäuden entstehen.  

Für eine überschlägige Risikobewertung können die toporafischen Verhältnisse und die Abflussbah-
nen entsprechend des LGRB Baden-Württemberg herangezogen werden.  

 
Abflussleitbahnen (dunkelblaue Linien) und Oberflächengewässer (hellblaue Linien) in der Umgebung des Plangebiet (rote 

Linie) (Quelle: Geoportal des LGRB) 

Im Umfeld des Plangebiets befinden sich einige Abflussleitbahnen, welche die bevorzugte Bewe-
gung anfallenden Oberflächenwassers anzeigen. Der Abflusstrang nördlich des Plangebiets führt 
entlang der Erzinger Straße (K7131) in südöstlicher Richtung aus dem Siedlungsgebiet heraus. Das 
Gefälle beträgt etwa 4,14 %, sodass davon auszugehen ist, dass anfallendes Niederschlagswasser 
dem Verlauf der Straße und der entsprechenden Straßenentwässerung folgt. 
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Darstellung des Gefälles (Pfleirichtung) von West nach Ost.  
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Auch südlich des Plangebiets befindet sich ein Abflussstrang. Aufgrund der topografischen Verhält-
nisse wird anfallendes Oberflächenwasser mit einem Gefälle von etwa 2 % nach Süden in Richtung 
des vorhandenen Wassergrabens abfließen.  

 

 

3. Bodenschutz 

Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung und 
Vergeudung zu schützen. Der durch das Bauvorhaben anfallende Oberboden und der kulturfähige  

Unterboden sind bei Erdarbeiten getrennt auszubauen und, soweit für gärtnerische Gestaltung ver-
wendbar, sachgerecht zu lagern. Nach Abschluss der Bauarbeiten sind der verwendbare Unter- und 
Oberboden wieder lagenweise einzubauen.  

Hinsichtlich der Erdarbeiten und Auffüllungen ist zu beachten, dass nach § 3 Abs. 3 des Landes-
kreislaufwirtschaftsgesetzes (LKreiWiG) bei der Ausweisung von Baugebieten und bei der Durch-
führung von Bauvorhaben im Sinne von Abs. 4 ein Erdmassenausgleich durchgeführt werden soll. 
Dabei sollen durch die Festlegung von Straßen- und Gebäudeniveaus die bei der Bebauung zu 
erwartenden anfallenden Aushubmassen vor Ort verwendet werden. 

Soweit im Rahmen von Auffüllungen Aushub oder Recyclingmaterial vor Ort eingebaut werden soll, 
sind im Voraus das Sachgebiet Grundwasser- und Bodenschutz sowie die Untere Abfallrechtsbe-
hörde zu beteiligen. Die jeweiligen gesetzlichen Vorgaben der Ersatzbaustoffverordnung zur Mate-
rialqualität, Einbauweise, hydrogeologischer Situation, Qualitätssicherung und Dokumentation sind 
zu beachten.  
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Bei der Entsorgung von Aushub im Bereich des Bebauungsplans ist auf Fremdstoffe, Auffüllungen 
oder Schadstoffbelastungen zu achten. Diese sind getrennt zu halten, zu untersuchen und ord-
nungsgemäß zu entsorgen. 

Sollte Aushub zur Entsorgung anfallen, ist dieser vorrangig einer Verwertung zuzuführen. Sollte eine 
Verwertung nicht möglich sein, steht der Landkreis in Bezug auf seine Deponien beratend zur Ver-
fügung.  

3.2 Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen für den Boden 

Bei Baumaßnahmen ist darauf zu achten, dass nur so viel Oberboden abgetragen wird, wie für die 
Erschließung des Baufeldes unbedingt notwendig ist. 

Ein erforderlicher Bodenabtrag bzw. -aushub ist schonend und unter sorgsamer Trennung von 
Oberboden und Unterboden durchzuführen. Abgetragenes bzw. ausgehobenes Bodenmaterial ist in 
Bodenmieten zu lagern. Es sind gesonderte Mieten für Ober- und Unterboden anzulegen. Die Mieten 
sind verdichtungsfrei und erosionsgeschützt mit einer maximalen Höhe von 2 m für Oberboden und 
4 m für Unterboden anzulegen. 

Unnötiges Befahren oder Zerstören von Oberboden auf verbleibenden und angrenzenden Freiflä-
chen ist nicht zulässig. Dies sollte insbesondere hinsichtlich der Verdichtungsanfälligkeit des anste-
henden Bodens beachtet werden.  

3. Geotechnik 

Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im Verbreitungs-
bereich der Obtususton-Formation, welche durch die Arietenkalk-Formation unterlagert wird. Die 
Festgesteine werden teils durch quartäre Verwitterungs-/Umlagerungsbildungen unbekannter 
Mächtigkeit bedeckt. 

Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen (bei Wiederbe-
feuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens ist zu rechnen. 

Die anstehenden Gesteine neigen in Hanglage und bei Anlage tiefer Baugruben zu Rutschungen. 
In der Ingenieurgeologischen Gefahrenhinweiskarte von Baden-Württemberg ist eine Hinweisfläche 
für Rutschungsgebiete ca. 200 m nordöstlich des Plangebietes eingetragen. 

Innerhalb der Arietenkalk-Formation ist mit Ölschiefergesteinen zu rechnen. Auf die bekannte Ge-
fahr möglicher Baugrundhebungen nach Austrocknung bzw. Überbauen von Ölschiefergesteinen 
durch Sulfatneubildung aus Pyrit wird hingewiesen. Die Ölschiefer können betonangreifendes, sul-
fathaltiges Grund- bzw. Schichtwasser führen. Eine ingenieurgeologische Beratung durch ein in der 
Ölschieferthematik erfahrenes privates Ingenieurbüro wird empfohlen. 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen werden im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten 
(z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Grün-
dungshorizontes, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) objektbezogene Baugrunduntersu-
chungen durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen.  

4.  Denkmalpflege 

Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder Befunde ent-
deckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmalschutzbehörde oder der Ge-
meinde anzuzeigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, 
etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis 
zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern 
nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Zuwiderhandlu-
gen werden gem. §27 DSchG als Ordnungswidrigkeiten geahndet. Bei der Sicherung und 



FRITZ & GROSSMANN / Stadt Rosenfeld „Hofstetten II, 6. Änderung und Erweiterung“  

14 

 

Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf 
zu rechnen. Ausführende Baufirmen sollten hierüber schriftlich in Kenntnis gesetzt werden. 

5.  Altlasten 

Werden bei Erdarbeiten Altablagerungen angetroffen, ist das Landratsamt Zollernalbkreis unverzüg-
lich zu verständigen. Kontaminierte Bereiche sind entsprechend der gesetzlichen Anforderungen zu 
entsorgen.  

Zu beachten ist grundsätzlich der Mustererlass der ARGEBAU 2001 (Mustererlass zur Berücksich-
tigung von Flächen mit Bodenbelastungen, insbesondere Altlasten, bei der Bauleitplanung und im 
Baugenehmigungsverfahren). 

6. FFH-Mähwiesen 

Aufgrund der Lage von FFH-Mähwiesen innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 
sind negative Auswirkungen durch das Planungsvorhaben auf diesen Lebensraumtyp zu erwarten.  

Gemäß dem Umweltschadensgesetz (USchadG, 2007) besteht die Verpflichtung zur Vermeidung 
von erheblichen Beeinträchtigungen von Arten und Lebensräumen der FFH- und Vogelschutzricht-
linie auch außerhalb eines Natura-2000 Gebietes. Hierzu wird die Überprüfung aller Grünflächen im 
Vorhabensbereich auf ihre Zugehörigkeit zum FFH-Lebensraumtyp Magere Flachland-Mähwiesen 
empfohlen. 

7. Außenbeleuchtung 

Eine insekten- und fledermausfreundliche Beleuchtung entspricht nach dem derzeitigen wissen-
schaftlichen Erkenntnisstand den allgemein anerkannten Regeln der Technik, wenn insbesondere 
die nachfolgenden Aspekte berücksichtigt werden: 

Es sollten abgeschirmte Leuchtmittel (Full-cut-off Leuchten, geschlossenes staubdichtes Gehäuse, 
insektenfreundlichen Leuchtmitteln) mit warmweißem Licht (Farbspektrum 1600 bis 2400, max. 
3000 Kelvin) mit möglichst geringem Blauanteil (Spektralbereich 570 bis 630 Nanometer) oder UV-
reduzierte LED-Leuchtkörper bzw. Natriumdampf- (Nieder-) Hochdruckdampflampen oder andere 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechende insekten- und fledermausverträgli-
che Leuchten verwendet werden. 

Die Leuchten sind so einzustellen, dass eine Lichtwirkung nur auf die zu beleuchtende Fläche erfolgt 
(streulichtarm). Die Anstrahlung der zu beleuchtenden Flächen ist grundsätzlich von oben nach un-
ten auszurichten. Seitliche Lichtabstrahlung und Streulicht sind zu vermeiden. Die gesetzlichen Re-
gelungen des § 21 NatSchG sind zu beachten. 

8. Anbindung an die K 7131 und Immissionsschutz 

Die für die Erschließung der Baugrundstücke notwendige Anbindung wird ausschließlich über das 
nachgeordnete Netz (Asternstraße / Wiesentalstraße) zugelassen. Eine direkte Zufahrt zur K 7131 
wird nicht gestattet, auch nicht während der Bauzeit.  

Die geplante Baufläche ist von klassifizierten Straßen vorbelastet (z. B. Immissionen, Verkehrslärm, 
Abgase). Es wird vorsorglich darauf hingewiesen, dass sich der Straßenbaulastträger an den Kosten 
eventuell notwendig werdender aktiver und passiver Schallschutzmaßnahmen, Schutzeinrichtungen 
oder anderen Immissionsschutzmaßnahmen, nicht beteiligen kann. 

Des Weiteren wird vorsorglich darauf hingewiesen, dass die an das Plangebiet angrenzenden Flä-
chen weiterhin landwirtschaftlich genutzt werden. Die unter Einhaltung der guten fachlichen Praxis 
durch die Bewirtschaftung entstehenden Emissionen wie Staub, Gerüche und Geräusche sind im 
ortsüblichen und zumutbaren Maß möglich und hinzunehmen.  
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9. Brandschutz 

Die Verkehrsflächen sind für Fahrzeuge der Feuerwehr befahrbar auszuführen.  

Hierbei sind die Voraussetzungen der Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Verkehr und Infra-
struktur über Flächen für Rettungsgeräte der Feuerwehr auf Grundstücken und Zufahrten (VwV Feu-
erwehrflächen) zu erfüllen. 

Bei Gebäuden, bei denen die Oberkante der zum Anleitern bestimmten Stellen weniger als 8 m über 
dem Gelände liegen, sind Aufstellflächen für die Steckleiter der Feuerwehr (Grundfläche 3 x 3 m) 
erforderlich. Zur Erreichung der anleiterbaren Stellen sind Zu- oder Durchgänge vorzuhalten. Diese 
müssen geradlinig und mindestens 1,25 m, bei Türöffnungen und anderen geringfügigen Einengun-
gen mindestens 1 m breit sein. Die lichte Höhe muss mindestens 2,2 m, bei Türöffnungen und an-
deren geringfügigen Einengungen mindestens 2 m betragen. 

 


